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Im Rahmen seines Auftrags zur Überprüfung von Gesetzentwürfen und Verordnungen der Bun-
desregierung auf Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parla-
mentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung gemäß Einsetzungsantrag (BT-Drs. 19/1837) in 
seiner 29. Sitzung am 25. September 2019 mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
der Strukturen des Besoldungsrechts und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschrif-
ten (Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz - BesStMG) (BT-Drs. 19/13396) befasst. 

Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begründung des Gesetzentwurfes getrof-
fen: 

„Das Regelungsvorhaben hat Auswirkungen auf den Bereich „Staatsverschuldung“ der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie (Indikator 8.2). Es führt zu Mehrausgaben. Diese Mehrausgaben 
haben positive Auswirkungen auf andere Ziele und Indikatoren der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie und sind damit zu rechtfertigen bzw. geboten. 

Das Regelungsvorhaben unterstützt das Globale Ziel 16 „Frieden, Gerechtigkeit und starke In-
stitutionen“, das u. a. den Aufbau effektiver Institutionen beinhaltet. In diesem Zusammen-
hang beeinflussen moderne Besoldungsstrukturen den Bereich „Gute Regierungsführung“ der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Indikator 16.3). Besoldung ist ein wichtiger Bestandteil für 
die Attraktivität des öffentlichen Dienstes. Nur mit einer angemessenen Besoldung, der mo-
derne Besoldungsstrukturen zu Grunde liegen, kann es in Kombination mit weiteren Attrakti-
vitätsfaktoren gelingen, ausreichend und gut ausgebildetes Personal für den öffentlichen Dienst 
zu gewinnen, zu binden und dauerhaft zu motivieren. Entsprechendes Personal ist für die 
Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes unabdingbar. Dies gilt insbesondere auch für die 
Bediensteten der Sicherheitsbehörden, auf die das Regelungsvorhaben einen Schwerpunkt legt. 
Die Funktionsfähigkeit der Sicherheitsbehörden hat unmittelbaren Einfluss auf den Bereich 
„Kriminalität“ der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Indikator 16.1) und erhöht im Ergebnis 
die persönliche Sicherheit des Einzelnen weiter. Angemessene Bezahlung leistet zudem einen 
Beitrag zur Korruptionsprävention (Indikator 16.3). 

Darüber hinaus hat das Regelungsvorhaben Auswirkungen auf den Bereich „Wirtschaftliche 
Zukunftsvorsorge“ (Indikator 8.3). Gute Investitionsbedingungen setzen funktionsfähige staatli-
che Institutionen voraus, die ohne ausreichendes, gut ausgebildetes und motiviertes Personal 
nicht denkbar sind. 

19. Wahlperiode 

Parlamentarischer Beirat für 
nachhaltige Entwicklung 

Gutachtliche Stellungnahme, hier: keine Prüfbitte 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Strukturen des Besol-
dungsrechts und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschrif-
ten (Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz - BesStMG) 
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nachhaltige Entwicklung 

Das Regelungsvorhaben hat zudem Auswirkungen auf den Bereich „Hochwertige Bildung“. Be-
rührt sind die Indikatoren 4.1 und 4.2 der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie „Bildung und 
Qualifikation kontinuierlich verbessern“ sowie „Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbes-
sern“. 

Umzugsbedingte Nachhilfekosten werden künftig bereits bei einem Bundeslandwechsel erstat-
tungsfähig sein. Dieser vereinfachte Zugang zur Kostenerstattung soll insbesondere Beamtenfa-
milien mit geringerem Einkommen ermutigen, Nachhilfeunterricht bei einem Umzug in ein an-
deres Bundesland in Anspruch zu nehmen. Zudem wird die Pauschvergütung für sonstige Um-
zugsauslagen für umziehende Kinder von Beamten angehoben und gleichzeitig die finanzielle 
Unterscheidung zwischen umziehenden Erwachsenen und Kindern aufgehoben. Dies dient der 
Besserstellung von umziehenden Bediensteten mit Kindern und fördert damit ebenfalls die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Damit unterstützt das Regelungsvorhaben – trotz der Mehrausgaben und der damit verbunde-
nen Auswirkungen auf den Bereich „Staatsverschuldung“ Indikator 8.2 der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie – in der Gesamtschau das Globale Ziel 8 „Menschenwürdige Arbeit und 
Wirtschaftswachstum“. Dies gilt umso mehr, als die Mehrausgaben maßvoll sind. Der Gesetz-
entwurf ist so konzipiert, dass einerseits die notwendigen Reformen durchgeführt werden kön-
nen und andererseits die Mehrausgaben überschaubar bleiben. Die Auswirkungen auf Indika-
tor 8.2. der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sind moderat.“ 

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung: 

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfes ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhaltigen Ent-
wicklung, Sustainable Development Goals (SDGs), Indikatorenbereiche und Indikatoren: 

 Prinzip 2 - Global Verantwortung wahrnehmen       
 Prinzip 5 - Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und ver-bes-

sern  

 SDG 16 - Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen 

 Indikator 16.1 - Kriminalität: Straftaten 

 Indikatorenbereich 16.3 - Gute Regierungsführung 

Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung ist plausibel. 

Eine Prüfbitte ist daher nicht erforderlich. 

Berlin, 25. September 2019 

Sybille Benning, MdB
Berichterstatterin 

 Prof. Dr. Martin Neumann, MdB 
Berichterstatter 


